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Dreieich, den 29.07.2006 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten, 

 

 

nachfolgend möchten wir Sie über die in den vergangenen Monaten eingetretenen und für die 

Zukunft geplanten Änderungen im Steuerrecht vertraut machen. Weitergehendere Informationen 

entnehmen Sie bitte unserer Homepage unter www.dsg-wp-stb.de . 

 

 

Lesen Sie Informationen zu folgenden Themen: 

Termine August 2006 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Berechtigung zur Fortführung eines durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens unterbrochenen 

Rechtsstreits über einen Haftungsbescheid 

Finanzamt ist an großzügige Beurteilung von Sachverhalten in Vorjahren nicht gebunden 

Voraussetzungen für den teilweisen oder vollständigen Erlass von Säumniszuschlägen 

Betriebsübergang - Teilbetrieb 

Einführung eines Saisonkurzarbeitergelds 

Aufteilung des Betriebsvermögensfreibetrags zu gleichen Teilen 

Berechnung der Schenkungsteuer bei gemischter Schenkung 

Aufwendungen für eine Vertragsstrafe wegen vorzeitiger Auflösung eines Dienstverhältnisses im 

Ausland als Werbungskosten im Inland abzugsfähig 

Behandlung von Sicherheitsmaßnahmen am Wohnhaus eines Vorstandsmitglieds 

Berücksichtigung eines ausbildungswilligen Kinds bei Bewerbung um einen Studienplatz aus 

einer Erwerbstätigkeit 

Berücksichtigung eines in Teilzeit erwerbstätigen Kinds 

Entnahme eines Grundstücks als Anschaffungsvorgang für ein privates Veräußerungsgeschäft 

Für die Kindergeldfestsetzung ist der Einkommensteuerbescheid des Kinds kein 

Grundlagenbescheid 

Keine Rückstellung wegen eines Erfüllungsrückstands 

Kindergeld bei mehreren Berechtigten 

Kurzfristige Veräußerung als Indiz gegen Einkünfteerzielungsabsicht 

Neues zu Haushaltsnahen Dienstleistungen 

mailto:info@dsg-wp-stb.de
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Pkw-Nutzung bei mehreren betrieblichen Pkw 

Rückstellung wegen Patent- und Schutzrechtsverletzung setzt Kenntnis des Verletzten nicht 

voraus 

Schuldzinsenabzug: Begriff des maßgeblichen Gewinns 

Umzugskosten: Keine Saldierung der Fahrzeitveränderungen bei Ehegatten 

Verpflegungspauschale: Rechtsanspruch auf Berücksichtigung bei beruflicher Auswärtstätigkeit 

Dauerschulden bei kurzfristiger Tilgung und Neugewährung 

Rentenversicherungspflicht von Gesellschafter-Geschäftsführern 

Unentgeltliche Grundstücksübertragung zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben unterliegt 

Grunderwerbsteuer 

Neue Förderung nach Investitionszulagengesetz 2007 - Teil I 

Neue Förderung nach Investitionszulagengesetz 2007 - Teil II 

Neues Wirtschaftsgut trotz Verwendung gebrauchter Teile 

Private PKW-Nutzung durch Gesellschafter-Geschäftsführer keine verdeckte 

Gewinnausschüttung 

Anforderungen an eine Mieterhöhung wegen Modernisierungsmaßnahmen 

Starrer Renovierungsplan im Gewerbemietrecht unzulässig 

Begrenzung der Sozialversicherungsfreiheit von Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschlägen 

Fälligkeit von Sozialversicherungsbeiträgen 

Minijobs: Erhöhung der Pauschalabgabe zum 1.7.2006 

Abrechnung von Teilleistungen vor Erhöhung des Umsatzsteuersatzes 

Belegnachweis für innergemeinschaftliche Leistungen nachholbar 

Erhöhtes Risiko bei Ausstellen von Gefälligkeitsrechnungen 

Gesamtschuldnerische Haftung für Umsatzsteuerzahlung im Umsatzsteuerkarussell 

Handlungsmaßnahmen auf Grund Erhöhung des Umsatzsteuersatzes 

Umsatzsteuerfreiheit der Vermietung von Fahrzeugabstellplätzen im Zusammenhang mit der 

Wohnraumvermietung 

Verwertung von Sicherungsgut und Umsatzsteuer 

Ausgleichsanspruch des Wohnungseigentümers für Mängelbeseitigungskosten am 

Gemeinschaftseigentum 

Rundfunkgebühr für Internet-PCs ab 1.1.2007 

Pflichten eines Vermittlers von ungewöhnlichen Anlagegeschäften 

Umfang der Zustimmungsbedürftigkeit von rechtsgeschäftlichen Verfügungen eines Ehegatten 

 

Mit freundlichen Grüßen 

   Schäfer 

(Dr. Schäfer)

Wirtschaftsprüfer

Steuerberater
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Termine August 2006 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung

1

 Scheck 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag

2

 

10.8.2006 14.8.2006 10.8.2006 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 

Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer nach dem 31.12.2004 erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 

abzuführen. 

Umsatzsteuer

3

 10.8.2006 14.8.2006 10.8.2006 

Gewerbesteuer

4

 15.8.2006 18.8.2006 15.8.2006 

Grundsteuer

4

 15.8.2006 18.8.2006 15.8.2006 

 

1  

Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 

Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 

Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  

Für den abgelaufenen Monat. 

3 

Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

4 

Wo Mariä Himmelfahrt ein Feiertag ist, gilt statt des 15.8. der 16.8. und statt des 18.8. der 21.8. 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug 

setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 

 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

 die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

 der Schuldner die Leistung verweigert, 

 besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt 

gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders 

hingewiesen wurde. 

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen 

Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte 

bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die 

Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der 

Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag 

des betreffenden Halbjahres. 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2004: 
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz 

Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 

Verbraucherbeteiligung 

1.7. bis 31.12.2004 1,13 % 6,13 % 9,13 % 

1.1. bis 30.6.2005 1,21 % 6,21 % 9,21 % 

1.7. bis 31.12.2005 1,17 % 6,17 % 9,17 % 

1.1. bis 30.6.2006 1,37 % 6,37 % 9,37 % 

1.7. bis 31.12.2006 1,95 % 6,95 % 9,95 % 

Berechtigung zur Fortführung eines durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

unterbrochenen Rechtsstreits über einen Haftungsbescheid 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs kann der durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

unterbrochene Rechtsstreit über einen Haftungsbescheid sowohl vom Insolvenzverwalter als auch vom Finanzamt 

wieder aufgenommen werden. Das Recht ist dem Schuldner verwehrt; seine Prozesshandlungen sind unwirksam. 

Das gilt selbst dann, wenn der Insolvenzverwalter die Fortsetzung des finanzgerichtlichen Verfahrens ablehnt. 

Wird das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Schuldners nach Erhebung seiner gegen den 

Haftungsbescheid gerichteten Klage eröffnet, tritt zunächst eine Unterbrechung des Verfahrens ein. Der spätere 

Fortgang richtet sich nach insolvenzrechtlichen Vorschriften. Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht des Schuldners 

geht auf den Insolvenzverwalter über. 

In prozessualer Hinsicht ist dann zwischen einem Aktiv- und einem Passivprozess zu unterscheiden: 

 Nur in einem Aktivprozess hat der Schuldner noch die Möglichkeit, den Prozess selbst fortzuführen. 

Kennzeichnendes Merkmal eines solchen Aktivprozesses ist, dass der Schuldner einen Anspruch verfolgt, der zur 

Insolvenzmasse gehört und im Falle des Obsiegens die zur Verteilung anstehende Masse vergrößern würde. 

 Wird dagegen vom Finanzamt ein Recht zu Lasten der Insolvenzmasse beansprucht, so dass ein Unterliegen des 

Schuldners zu einer Verringerung der Masse führen würde, liegt ein Passivprozess vor. Um einen solchen 

handelte es sich im Urteilsfall. Das Finanzamt machte zu Lasten der Insolvenzmasse eine Insolvenzforderung 

geltend, nämlich einen unerfüllten Haftungsanspruch. 

Finanzamt ist an großzügige Beurteilung von Sachverhalten in Vorjahren nicht 

gebunden 

Eine vergleichsweise großzügige Praxis der Finanzämter in früheren Veranlagungszeiträumen führt zu keiner 

Bindung für nachfolgende Jahre. Es gilt der Grundsatz der so genannten Abschnittsbesteuerung. 

Danach führt die Beurteilung eines bestimmten Sachverhalts in einem Veranlagungszeitraum grundsätzlich nicht zu 

einer Bindung des Finanzamts für künftige Steuerabschnitte. Dies ergibt sich aus einem Beschluss des 

Bundesfinanzhofs. 

Voraussetzungen für den teilweisen oder vollständigen Erlass von 

Säumniszuschlägen 

Säumniszuschläge sind ein Druckmittel, das den Steuerschuldner zur rechtzeitigen Zahlung anhalten soll. Darüber 

hinaus sind sie eine Gegenleistung für das Hinausschieben fälliger Steuerzahlungen. Letztlich sollen sie den der 

Verwaltung entstehenden Mehraufwand abgelten, der durch die Nicht- oder verspätete Zahlung der Steuern entsteht. 

Die Höhe hängt von der festgesetzten bzw. angemeldeten, bei Fälligkeit aber nicht gezahlten Steuer ab. Spätere 

Änderungen der Bemessungsgrundlage nach oben oder unten bleiben unberücksichtigt. Selbst wenn sich später die 

gesamte Steuerfestsetzung als unrechtmäßig herausstellen sollte, bleibt ein einmal festgesetzter Säumniszuschlag 

nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs in unveränderter Höhe bestehen. 

Allerdings ist die Erhebung von Säumniszuschlägen dann sachlich unbillig, wenn die Steuerzahlung wegen 

vorliegender Überschuldung und Zahlungsunfähigkeit nicht möglich ist. Das Druckmittel verliert in diesem Fall seinen 

Sinn. Da die Säumniszuschläge aber auch als Gegenleistung für das Hinausschieben der Fälligkeit und zur 

Abgeltung des Verwaltungsaufwands angesehen werden, kommt in der Regel nur ein Teilerlass in Frage, so die 

ständige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. 

Ein weitergehender Erlass ist ausnahmsweise dann möglich, wenn über die oben genannten Umstände hinaus 

weitere besondere persönliche oder sachliche Gründe zu berücksichtigen sind. 

 Ein im persönlichen Bereich liegender besonderer Grund ist für den Fall anerkannt, dass die Voraussetzungen 

zum Erlass oder für einen Verzicht von Stundungszinsen vorliegen. Eine solche Situation liegt vor, wenn durch 

die Erhebung der Säumniszuschläge die wirtschaftliche oder persönliche Existenz vernichtet oder ernstlich 

gefährdet würde. Ist allerdings bereits Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung eingetreten, greift der 

Gesichtspunkt der Gefährdung nicht mehr, weil ein Erlass nicht mehr mit einem wirtschaftlichen Vorteil für den 

Steuerpflichtigen verbunden wäre. 

 Besondere sachliche Erlassgründe liegen vor, wenn der Gesichtspunkt einer Gleichbehandlung mit 

Steuerpflichtigen eine Rolle spielen kann, denen Aussetzung der Vollziehung oder Stundung aus von ihnen nicht 
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zu vertretenen Gründen gewährt würde. Sind demgegenüber die erforderlichen Anträge nicht gestellt worden, ist 

dies dem Steuerpflichtigen vorzuwerfen mit der Folge, dass ein besonderer sachlicher Grund zum Erlass von 

Säumniszuschlägen nicht vorliegt. 

Kein Argument für einen weitergehenden Erlass ist, dass eine festgesetzte und später wieder aufgehobene Steuer 

vom Finanzamt verzinst werden müsste, wäre sie bezahlt worden. Eine solche Abwägung würde nach Meinung des 

Bundesfinanzhofs bedeuten, dass der säumige Steuerpflichtige fiktiv mit einem Steuerzahler gleichgestellt würde, der 

seine Steuern fristgerecht gezahlt habe. Eine derartige Gleichstellung sei nicht hinnehmbar. 

Betriebsübergang - Teilbetrieb 

Ein zur Fortsetzung bestehender Arbeitsverhältnisse führender Teilbetriebsübergang setzt voraus, dass die 

übernommenen Betriebsmittel bereits bei dem früheren Betriebsinhaber über organisatorische Selbstständigkeit 

verfügten. Es reicht nicht aus, wenn der Erwerber mit einzelnen, bislang nicht teilbetrieblich organisierten 

Betriebsmitteln einen Betrieb oder Betriebsteil gründet. Außerdem ist es erforderlich, dass der Erwerber gerade die 

wesentlichen Betriebsmittel des Teilbetriebs übernimmt. 

Dies hat das Bundesarbeitsgericht kürzlich im Fall eines Gas- und Wasserinstallateurs entschieden, der längere Zeit 

bei einer GmbH beschäftigt war, die sodann Insolvenz anmeldete. Kurz nach Einstellung des Geschäftsbetriebs 

gründeten an der Alt-GmbH beteiligte Personen zwei neue Gesellschaften, von denen die eine Gas- und 

Wasserinstallationsarbeiten im Bereich gewerblicher Betriebe, die andere entsprechende Arbeiten bei Privatkunden 

ausführten. Der klagende Arbeitnehmer war der Auffassung, dass die gegenüber gewerblichen Kunden tätige 

Gesellschaft einen entsprechenden Teilbetrieb der Altgesellschaft übernommen habe. Da er in diesem Teilbetrieb 

der Alt-GmbH beschäftigt gewesen sei, bestehe sein Arbeitsverhältnis fort. 

Während das Arbeitsgericht der Klage des Arbeitnehmers stattgab, wies das Landesarbeitsgericht sie ab. Die 

hiergegen eingelegte Revision beim Bundesarbeitsgericht hatte keinen Erfolg. 

Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts vermochte der Kläger nicht nachzuweisen, dass bei der Alt-GmbH 

bereits ein selbstständig organisierter Teilbetrieb bestand. Dies aber sei Voraussetzung für einen 

Teilbetriebsübergang. 

Der Fall gab dem Gericht zudem Gelegenheit, den Begriff des Teilbetriebs zu präzisieren. Hierzu führte das Gericht 

aus, dass in Branchen, in denen es im Wesentlichen auf die menschliche Arbeitskraft ankommt, eine Gesamtheit von 

Arbeitnehmern, die durch eine gemeinsame Tätigkeit dauerhaft verbunden ist, eine wirtschaftliche Einheit im Sinne 

eines Teilbetriebs darstellen kann. Eine Fortsetzung entsprechender Arbeitsverhältnisse trete ein, wenn der neue 

Betriebsinhaber nicht nur die betreffende Tätigkeit weiterführt, sondern auch einen nach Zahl und Sachkunde 

wesentlichen Teil des Personals übernimmt, das sein Vorgänger gezielt bei dieser Tätigkeit eingesetzt hatte. In 

betriebsmittelgeprägten Betrieben könne ein Betriebsübergang auch ohne Übernahme von Personal vorliegen. 

Einführung eines Saisonkurzarbeitergelds 

Mit dem Gesetz zur Förderung der ganzjährigen Beschäftigung ist ein neues Saisonkurzarbeitergeld eingeführt 

worden. Mit ihm sollen Entlassungen von Bauarbeitern in der Winterzeit vermieden werden. Das 

Saisonkurzarbeitergeld wird erstmals in der Zeit vom 1.12.2006 bis zum 30.3.2007 gezahlt. 

Anspruch auf das Saisonkurzarbeitergeld haben Bauarbeiter, wenn 

 sie in einem Betrieb beschäftigt sind, der dem Baugewerbe oder einem Wirtschaftszweig angehört, der von 

saisonbedingten Arbeitsausfällen betroffen ist, 

 der Arbeitsausfall erheblich ist, 

 die betrieblichen und persönlichen Voraussetzungen für die Gewährung von Kurzarbeitergeld erfüllt sind und 

 der Arbeitgeber den Arbeitsausfall der zuständigen Agentur für Arbeit angezeigt hat, was jedoch entbehrlich ist, 

wenn der Arbeitsausfall unmittelbar auf Witterungsbedingungen beruht. 

Zu den von saisonbedingtem Arbeitsausfall betroffenen Wirtschaftszweigen gehören insbesondere  

 die Land- und Forstwirtschaft, 

 die Baustoffindustrie, 

 das Steinmetz- und Bildhauerhandwerk sowie 

 das Maler- und Lackiererhandwerk. 

In zwei Jahren soll nach dem Willen des Gesetzgebers überprüft werden, ob weitere Wirtschaftszweige einbezogen 

werden können. 

Das Saisonkurzarbeitergeld beläuft sich auf 60 % der Nettoentgeltdifferenz im Anspruchszeitraum. Bei 

Arbeitnehmern mit mindestens einem Kind beträgt es 67 %. Angesparte Arbeitszeitguthaben sind allerdings zunächst 

aufzulösen. Erfolgt diese Auflösung außerhalb der Schlechtwetterzeit, so gilt ein Arbeitsausfall auch in dem Umfang, 

in dem dieser durch das fortbestehende Arbeitszeitguthaben hätte verhindert werden können, als vermeidbar, so 

dass insoweit eine Gewährung von Saisonkurzarbeitergeld ausscheidet. 

Während des Bezugs von Saisonkurzarbeitergeld müssen die Arbeitgeber für ihre Arbeitnehmer abgesenkte 

Sozialversicherungsbeiträge abführen, die sich aus 80 % des ausgefallenen Lohns errechnen. 

Darüber hinaus sind weitere gesetzliche Maßnahmen vorgesehen, um die witterungsbedingte Arbeitslosigkeit zu 

vermeiden. Hierzu zählen 
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 ein Zuschuss-Wintergeld, 

 ein Mehraufwands-Wintergeld und 

 die Erstattung der von den Arbeitgebern allein zu tragenden Beiträge zu Sozialversicherung für Bezieher von 

Saisonkurzarbeitergeld. 

Aufteilung des Betriebsvermögensfreibetrags zu gleichen Teilen 

Der für den Erwerb von Betriebsvermögen anzusetzende Freibetrag ist grundsätzlich quotal auf die Erben 

aufzuteilen, die dieses Betriebsvermögen von Todes wegen erwerben. Eine andere Aufteilung kommt nur dann in 

Frage, wenn der Erblasser eine entsprechende Bestimmung getroffen hat. Welche unerfreulichen Folgen das Fehlen 

einer solchen Anordnung hat, zeigt der nachfolgend geschilderte Fall: 

Sieben Angehörige eines in der Schweiz lebenden verstorbenen Unternehmers erbten dessen Betrieb zu gleichen 

Teilen. Zwei dieser Erben lebten in der Bundesrepublik und wurden hier zur Erbschaftsteuer herangezogen. Bei der 

Berechnung der Bemessungsgrundlage setzte das Finanzamt den Freibetrag für Betriebsvermögen mit jeweils einem 

Siebtel an. Die Erben begehrten die Berücksichtigung des steuerlichen Freibetrags jeweils zur Hälfte, da sich nach 

deren Ansicht die Freibeträge für die übrigen Erben bei der inländischen Besteuerung nicht auswirkten. 

Dem hat der Bundesfinanzhof widersprochen. Es wird hier noch einmal deutlich gemacht, dass es einzig und allein 

darauf ankommt, ob der Erblasser hinsichtlich des Freibetrages eine eindeutige Verfügung getroffen hat. Fehlt eine 

solche Verfügung, bleibt nur die quotale Aufteilung des Freibetrags. Dabei wird nicht verhehlt, dass das 

Erbschaftsteuergesetz eine Regelungslücke enthält, soweit - wie im vorliegenden Fall - die Freibeträge mangels 

Steuerpflicht einiger Erben ins Leere gehen. 

Berechnung der Schenkungsteuer bei gemischter Schenkung 

Aus einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs ergeben sich zwei für die Berechnung der Schenkungsteuer 

wesentliche Grundsätze: 

 Aufschiebend bedingte Gegenleistungsverpflichtungen des Beschenkten sind erst nach Bedingungseintritt zu 

berücksichtigen. 

 Rentenverpflichtungen können statt mit dem nach Bewertungsgesetz zu ermittelnden Wert auf Antrag auch mit 

dem Verkehrswert angesetzt werden. 

In dem zu Grunde liegenden Fall ging es um Übertragung von Kommanditanteilen gegen Leibrente. Im 

Übertragungsvertrag wurde vereinbart, dass nach dem Tod des übertragenden und rentenberechtigten 

Kommanditisten dessen Ehefrau ebenfalls eine lebenslängliche Rente erhalten sollte. 

Das Gericht hat festgestellt, dass der Gegenwert dieser aufgeschobenen Rentenverpflichtung erst bei 

Bedingungseintritt zu ermitteln ist und damit nachträglich als rückwirkendes Ereignis die schenkungsteuerliche 

Bemessungsgrundlage mindert. Die Ermittlung des Verkehrswerts der Rentenverpflichtung kann abweichend von 

den im Bewertungsgesetz festgelegten Grundlagen auch auf der Basis der allgemeinen Sterbetafel ermittelt werden, 

soweit dieser Wert höher ist. 

Aufwendungen für eine Vertragsstrafe wegen vorzeitiger Auflösung eines 

Dienstverhältnisses im Ausland als Werbungskosten im Inland abzugsfähig 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs können Vertragsstrafen wegen der vorzeitigen Auflösung eines 

Dienstverhältnisses im Ausland unter besonderen Umständen als Werbungskosten bei inländischen Einkünften 

abzugsfähig sein. Dem Urteil lag folgender Sachverhalt zu Grunde: 

Ein in Österreich beschäftigter Arbeitnehmer erzielte dort Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Im Laufe des 

Jahres wechselte er zu einem deutschen Arbeitgeber. Dieser hatte sich bereit erklärt, eine durch den vorzeitigen 

Wechsel angefallene Vertragsstrafe des bisherigen Arbeitgebers zu übernehmen. Er unterwarf den Betrag der 

Lohnsteuer. Dementsprechend machte der Arbeitnehmer den Betrag in seiner Einkommensteuererklärung als 

Werbungskosten geltend. 

Die Aufwendungen standen nach dem Urteil vorrangig in einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit den 

inländischen Einkünften des Arbeitnehmers. Sie waren sowohl durch das frühere als auch das gegenwärtige 

Dienstverhältnis veranlasst. Deshalb war zu prüfen, ob die Ausgaben sich den unterschiedlichen Ursachen 

(vorzeitige Beendigung des alten oder Antritt eines neuen Arbeitsverhältnisses) zuordnen ließen. Das Gericht sah 

diese im Zusammenhang mit dem gegenwärtigen Dienstverhältnis, weil der Arbeitnehmer die durch die vorzeitige 

Kündigung seines früheren Arbeitsverhältnisses ausgelöste Vertragsstrafe in erster Linie in Kauf genommen hatte, 

um ein neues wesentlich höher dotiertes Arbeitsverhältnis im Inland eingehen zu können. 

Behandlung von Sicherheitsmaßnahmen am Wohnhaus eines Vorstandsmitglieds 

Auf Grund des Vorstandsbeschlusses eines Kreditinstituts wurden verschiedene Sicherungsmaßnahmen in das Haus 

eines Vorstandsmitglieds eingebaut. Der entsprechende Aufwand wurde nicht als Arbeitslohn des Vorstandsmitglieds 

behandelt. Das Finanzamt sah diese Einbaumaßnahmen nicht im überwiegenden betrieblichen Interesse des 

Kreditinstituts und behandelte die angefallenen Aufwendungen als Arbeitslohn. 
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Der Bundesfinanzhof bestätigte die Ansicht des Finanzamts. Sicherungsmaßnahmen gegen eine allenfalls abstrakte 

Gefährdung eines leitenden Angestellten des Kreditinstituts seien auch in nicht unerheblichem Eigeninteresse des 

Vorstandsmitglieds. Ein steuerfreier Auslagenersatz war auch deshalb nicht gegeben, weil diese 

Sicherungsmaßnahmen zu einer nicht unerheblichen Bereicherung des Vorstandsmitglieds geführt hatten.  

Die Aufwendungen für diese Sicherungsmaßnahmen führen auch nicht zu Werbungskosten bei den Einkünften aus 

nichtselbstständiger Arbeit des Vorstandsmitglieds. 

Berücksichtigung eines ausbildungswilligen Kinds bei Bewerbung um einen 

Studienplatz aus einer Erwerbstätigkeit 

Bewirbt sich ein Kind aus einer Erwerbstätigkeit heraus um einen Studienplatz, kann es ab dem Monat der 

Bewerbung beim Kindergeldberechtigten zu berücksichtigen sein. Voraussetzung ist jedoch, dass es sich bei der 

ausgeübten Tätigkeit nicht um einen Vollzeiterwerb handelt. 

Die hierzu ergangene Entscheidung des Bundesfinanzhofs betraf den Fall eines Schulabgängers, der sich 

unmittelbar nach Schulabschluss um einen Studienplatz beworben und zur Überbrückung der Wartezeit eine 

geringfügige Beschäftigung aufgenommen hatte. Die Familienkasse gewährte Kindergeld erst ab dem Monat des 

Studienbeginns. Das Gericht ist dem entgegen getreten und macht in seiner Entscheidung deutlich, dass hier 

zwischen einer Vollzeiterwerbstätigkeit und einer geringfügigen Beschäftigung unterschieden werden muss. Die 

Ausübung einer geringfügigen Beschäftigung zwischen zwei Ausbildungsabschnitten schließt einen 

Kindergeldanspruch nicht aus, soweit die übrigen Voraussetzungen gegeben sind. 

Berücksichtigung eines in Teilzeit erwerbstätigen Kinds 

Die Beschäftigung eines Kinds zwischen zwei Ausbildungsperioden ist dann unschädlich, wenn das Kind nur eine 

Teilerwerbstätigkeit ausübt und der Zeitraum vier Monate nicht überschreitet. 

Der Bundesfinanzhof differenziert zwischen Teilzeit- und Vollerwerb. Der Urteilsfall betraf ein volljähriges Kind, das 

sein Studium im Mai abgebrochen und im September einen Ausbildungsplatz angenommen hatte. In der dazwischen 

liegenden Zeit wurde eine Teilzeitbeschäftigung (20 Stunden pro Woche) ausgeübt. Dieser Übergangszeitraum ist 

nach Ansicht des Gerichts der Ausbildung zuzurechnen mit der Folge, dass ein Kindergeldanspruch besteht. 

Voraussetzung ist jedoch auf jeden Fall, dass die Einkünfte und Bezüge insgesamt den Jahresgrenzbetrag nicht 

übersteigen. 

Entnahme eines Grundstücks als Anschaffungsvorgang für ein privates 

Veräußerungsgeschäft 

Zu den steuerpflichtigen sonstigen Einkünften gehören u. a. bestimmte private Veräußerungsgeschäfte. Dazu 

gehören auch Veräußerungsgeschäfte über Grundstücke, wenn die Veräußerung innerhalb von zehn Jahren seit 

Anschaffung erfolgt. Für Veräußerungen nach dem 31.12.1998 gilt, dass die Überführung eines Grundstücks aus 

dem Betriebsvermögen in das Privatvermögen durch Entnahme oder Betriebsaufgabe als Anschaffung anzusehen 

ist. Mit dem Zeitpunkt z. B. der Entnahme beginnt demnach die Zehnjahresfrist, auch wenn das Grundstück schon 

vor vielen Jahren erworben wurde. 

Das Finanzgericht München entschied, dass diese sog. Anschaffungsfiktion nicht anzuwenden ist, wenn die 

Überführung aus dem Betriebsvermögen in das Privatvermögen vor dem 1.1.1999 erfolgte. 

Hinweis: Wurde ein Grundstück vor dem 1.1.1999 in das Privatvermögen überführt, ist für die Berechnung der 

„Spekulationsfrist” auf den ursprünglichen Anschaffungszeitpunkt abzustellen. 

Der Bundesfinanzhof muss nun abschließend entscheiden. 

Für die Kindergeldfestsetzung ist der Einkommensteuerbescheid des Kinds kein 

Grundlagenbescheid 

Der für das Kind ergangene Einkommensteuerbescheid ist für die Frage des Kindergeldanspruchs der Eltern kein 

Grundlagenbescheid. Die Familienkasse hat die Höhe der Einkünfte und Bezüge des Kinds selbstständig zu 

ermitteln. Eltern und Kinder haben in diesem Bereich besondere Mitwirkungspflichten. Sie beziehen sich 

insbesondere auf den Nachweis von Einnahmen und Bezügen der Kinder sowie deren Werbungskosten und 

ausbildungsbedingten Aufwendungen. Dies ergibt sich aus einem Beschluss des Bundesfinanzhofs. 

Die Festsetzung der Einkommensteuer des Kinds und die Kindergeldfestsetzung zu Gunsten der Eltern sind 

unterschiedliche Verfahren. Die Begriffe der Einkünfte und Bezüge können im Rahmen der Steuerfestsetzung und 

der Kindergeldfestsetzung unterschiedlich auszulegen sein. Auch die Begriffe der Werbungskosten und 

ausbildungsbedingten Aufwendungen unterscheiden sich. Daher genügt eine pauschale Übernahme der im 

Einkommensteuerbescheid des Kinds als Werbungskosten zusammengefassten Beträge nicht. Die Familienkasse 

hat die einzelnen Aufwendungen selbstständig zu prüfen. 

Keine Rückstellung wegen eines Erfüllungsrückstands 

Rückständige Mietzahlungen sind beim Mieter als Verbindlichkeiten auszuweisen. Ein Erfüllungsrückstand besteht, 

wenn der Mieter die Leistung des Vermieters, nämlich Gebrauchs- oder Nutzungsüberlassung für einen bestimmten 
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Zeitraum, in Anspruch genommen hat und diese vertragsgemäß vergüten muss. Dies war in einem vom 

Finanzgericht Hamburg entschiedenen Rechtsstreit nicht der Fall. 

Ein Mieter schloss einen auf zehn Jahre befristeten Mietvertrag. Für die ersten elf Monate der Mietlaufzeit war keine 

Miete zu entrichten. Der Mieter vertrat die Auffassung, dass die für 109 Monate zu zahlende Miete Aufwand für die 

gesamte Mietlaufzeit (120 Monate) sei. Er bildete deshalb in der Bilanz für die mietfreien elf Monate eine 

Aufwandsrückstellung. 

Das Finanzgericht ließ die Rückstellungsbildung nicht zu. Ein Erfüllungsrückstand bei Dauerschuldverhältnissen liege 

nur vor, wenn der Mieter sich mit seinen Verpflichtungen gegenüber seinem Vermieter im Rückstand befindet, also 

weniger gezahlt hat, als er nach dem Mietvertrag zu leisten hat. Eine Rückstellung wegen eines Erfüllungsrückstands 

kann nach diesem Urteil nur gebildet werden, wenn der Mieter nachweist, dass die Miete nach der mietfreien Zeit 

überhöht ist und diese überhöhte Miete anteilig als Zahlung für die mietfreie Zeit anzusehen ist. 

Der Bundesfinanzhof muss nun entscheiden. 

Kindergeld bei mehreren Berechtigten 

Für ein Kind wird nur einem Berechtigten Kindergeld gezahlt. Bei mehreren Berechtigten wird das Kindergeld 

unabhängig vom Aufenthaltsbestimmungsrecht demjenigen gezahlt, der das Kind in seinen Haushalt aufgenommen 

hat. Unter Haushaltsaufnahme ist das örtlich gebundene Zusammenleben mit dem Kind zu verstehen. Das Kind 

muss in diesem Haushalt seine persönliche Betreuung und Versorgung finden und sich durchgängig dort aufhalten. 

Das Finanzgericht Hamburg hatte einen Fall zu entscheiden, in dem ein Kind in einem Kalendermonat sowohl im 

Haushalt der Mutter als auch der Stiefmutter aufgenommen war. Streitig war, wer für diesen Monat Kindergeld erhält. 

Aus den gesetzlichen Vorschriften ergibt sich für einen solchen Fall keine Regelung. Das Finanzgericht musste 

deshalb die Gesetzeslücke schließen und entschied wie folgt: Kindergeld wird grundsätzlich jeweils für einen Monat 

gezahlt. Bei einer Mehrfachberechtigung in einem Monat steht demjenigen das Kindergeld zu, bei dem das Kind am 

ersten Tag des jeweiligen Monats im Haushalt lebt. 

Kurzfristige Veräußerung als Indiz gegen Einkünfteerzielungsabsicht 

Ehegatten erwarben ein Einfamilienhaus und bauten es durch einen Anbau zu einem Zweifamilienhaus um. Nach 

Fertigstellung des Anbaus teilten sie das Grundstück in Wohneigentum auf. Den Anbau veräußerten sie ein Jahr 

später nach Ablauf eines befristeten Mietvertrags. Diese Veräußerung kurz nach der Fertigstellung veranlasste das 

Finanzamt, von einem fehlenden Vermietungswillen auf Dauer auszugehen. Es ließ die geltend gemachten 

Gebäude- und Sonderabschreibungen nicht zum Abzug zu. 

Der Bundesfinanzhof sah ebenfalls keine auf Dauer angelegte Einkünfteerzielungsabsicht durch Vermietung des 

Anbaus. Ein Indiz gegen die Absicht, ein Objekt auf Dauer zu vermieten, liegt danach vor, wenn ein bebautes 

Grundstück innerhalb eines engen zeitlichen Zusammenhangs seit der Anschaffung oder Herstellung veräußert wird. 

Von einem engen zeitlichen Rahmen wird in der Regel innerhalb von fünf Jahren ausgegangen. 

Hat ein Eigentümer den Entschluss gefasst, ein Objekt auf Dauer zu vermieten, dann wird die 

Einkünfteerzielungsabsicht nicht dadurch ausgeschlossen, dass er nach dem Beginn der Vermietungstätigkeit ein 

bebautes Grundstück auf Grund eines neu gefassten Beschlusses veräußert. Die Einkünfterzielungsabsicht ist 

jedoch umso schwieriger nachzuweisen, je kürzer der Abstand zwischen der Anschaffung oder Errichtung und der 

nachfolgenden Veräußerung eines Objekts ist. 

Neues zu Haushaltsnahen Dienstleistungen 

Für Aufwendungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen im eigenen Haushalt gibt es 

eine Ermäßigung der tariflichen Einkommensteuer. Die Ermäßigung beträgt 20 % der Aufwendungen (ohne 

Materialkosten), höchstens 600 € pro Jahr. Voraussetzung ist, dass die Aufwendungen durch Vorlage einer 

Rechnung und die Zahlung durch Beleg des Kreditinstituts nachgewiesen werden. 

Die Finanzverwaltung hat Hinweise dazu gegeben, welche handwerklichen Leistungen darunter fallen und welche 

Voraussetzungen für die Förderung vorliegen müssen: 

Begünstigt sind die Aufwendungen für den Arbeitslohn der Handwerksleistungen einschließlich des hierauf 

entfallenden Anteils der Umsatzsteuer, nicht aber die Materialkosten für 

 das Streichen und Tapezieren von Innenwänden, die Modernisierung des Badezimmers, 

 die Beseitigung kleiner Schäden, die Erneuerung des Bodenbelags oder der Heizungsanlage 

 die Erneuerung von Fenstern und Türen sowie Garten- und Wegebauarbeiten. 

Auch die Kosten für privat veranlasste Umzüge sind begünstigt. 

Weitere Voraussetzungen sind: 

 Die Arbeitskosten und die anteilige Umsatzsteuer müssen auf der Rechnung gesondert ausgewiesen sein. 

 Der Rechnungsbetrag muss auf das Konto des Handwerkers/Spediteurs überwiesen werden. Barquittungen 

werden nicht anerkannt. 

Ist die Rechnung nicht in Arbeitslohn und Material unterteilt, reicht es nach Ansicht der Finanzverwaltung aus, wenn 

auf der Rechnung z. B. ergänzt wird „Im Rechnungsbetrag von ... € sind Materialkosten in Höhe von ... € brutto 

enthalten“. 
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Während das Finanzgericht Köln keine Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen bei Erbringung 

gegenüber Wohnungseigentümergemeinschaften gewähren will, sieht das Finanzgericht Baden-Württemberg die 

Grundlage für eine Steuerermäßigung auch dann gegeben, wenn der Auftrag durch die Gemeinschaft oder durch 

den Verwalter erteilt worden ist. Der Bundesfinanzhof hat letztlich über beide Fälle zu entscheiden. 

Hinweis: Wohnungseigentümer sollten sich vom Verwalter eine Bescheinigung über die Höhe der ausgeführten 

Arbeiten (ohne Materialkosten) und darüber, dass die Kosten unbar gezahlt worden sind, geben lassen und ihren 

Anteil als Steuerermäßigung in der Einkommensteuererklärung geltend machen. 

Pkw-Nutzung bei mehreren betrieblichen Pkw 

Ist die private Mitbenutzung eines betrieblichen Pkw möglich, so besteht ein allgemeiner Erfahrungssatz, dass eine 

private Mitbenutzung auch tatsächlich erfolgt. Die bloße Behauptung, Privatfahrten ausschließlich mit anderen als 

den betrieblichen Pkw durchgeführt zu haben, reicht nicht aus, um den Ansatz eines privaten Kfz-Nutzungsanteils 

auszuschließen. So entschied das Finanzgericht Düsseldorf. 

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zu Grunde: Ein Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH hatte lt. 

Gesellschaftsvertrag Anspruch auf Nutzung eines betriebseigenen Fahrzeugs. Fahrtenbücher wurden für die 

Fahrzeuge der GmbH nicht geführt. Dem Geschäftsführer standen noch zwei private Pkw zur Verfügung. Diese 

Privatfahrzeuge waren den betrieblichen Fahrzeugen in etwa gleichwertig. Der Geschäftsführer behauptete, 

Privatfahrten nur mit seinen Privatfahrzeugen durchgeführt zu haben. Eine Versteuerung eines geldwerten Vorteils 

für private Nutzung betrieblicher Fahrzeuge wurde deshalb in der GmbH nicht vorgenommen. Bei einer Lohnsteuer-

Außenprüfung versteuerte das Finanzamt einen geldwerten Vorteil. Das Finanzgericht bestätigte diese Auffassung. 

Das Finanzgericht forderte eine glaubhafte Darlegung, dass eine private Nutzung betrieblicher Fahrzeuge nicht in 

Frage kommt. Die Führung ordnungsgemäßer Fahrtenbücher für die betrieblichen Fahrzeuge ist ein geeigneter 

Nachweis, die Versteuerung des geldwerten Vorteils auszuschließen. 

Rückstellung wegen Patent- und Schutzrechtsverletzung setzt Kenntnis des 

Verletzten nicht voraus 

Nach den einkommensteuerlichen Vorschriften dürfen Rückstellungen wegen verletzter fremder Patente und 

Schutzrechte erst dann gebildet werden, wenn mit einer Inanspruchnahme ernsthaft zu rechnen ist. Mit der 

Auslegung dieser Vorschrift hat sich der Bundesfinanzhof auseinander gesetzt. 

In dem dieser Entscheidung zu Grunde liegenden Fall hatte der Inhaber eines Produktionsbetriebs eine Rückstellung 

in erheblicher Höhe gebildet, denen unstreitig Patentrechtsverletzungen voraus gegangen waren. Das Finanzamt 

berücksichtigte die Rückstellung nicht, weil der Inhaber der Patente keine Kenntnis von der Verletzung hatte. 

Das Gericht berief sich in seiner anders lautenden Entscheidung insbesondere auf handelsrechtliche Vorschriften, 

die aus Gründen des Gläubigerschutzes eine enge Auslegung fordern. Die Vorschriften zur Rückstellung wegen 

Patentrechtsverletzungen stellen zwar eine steuerliche Sonderregelung dar, gleichwohl sind jedoch die allgemeinen 

Grundsätze zu beachten. Dabei reicht es aus, wenn eine Verbindlichkeit wegen Patentverletzung dem Grunde nach 

besteht und eine Geltendmachung des Anspruchs durch den Gläubiger möglich ist. Auf dessen Kenntnis von der 

Patentrechtsverletzung kommt es nicht an. 

Schuldzinsenabzug: Begriff des maßgeblichen Gewinns 

Bei einem Gewerbebetrieb ergab sich nach einer Außenprüfung eine Gewinnerhöhung durch steuerlich nicht 

abzugsfähige Schuldzinsen auf Grund von Überentnahmen des Unternehmers. Dieser machte geltend, dass bei der 

Berechnung der Überentnahmen der Gewinn nicht durch Vorgänge gemindert werden dürfte, denen kein Geldfluss 

zu Grunde lag. Gewinn mindernde Rücklagen und Abschreibungen seien für Zwecke der Überentnahmeberechnung 

dem Gewinn wieder hinzuzurechnen. 

Der Bundesfinanzhof stellte dazu fest, dass für die Überentnahmeberechnung kein eigener Gewinnbegriff existiert. 

Maßgebend sei der durch Bestandsvergleich ermittelte steuerliche Gewinn oder Verlust. Andernfalls müssten auch 

gewinnerhöhende Vorgänge ohne Geldfluss, z. B. die Auflösung von Rückstellungen und Wertberichtigungen, den 

Ausgangsgewinn mindern. Die Korrektur des Schuldzinsenabzugs in pauschalierter Art und Weise sei gesetzlich 

zulässig und nicht zu beanstanden. 

Umzugskosten: Keine Saldierung der Fahrzeitveränderungen bei Ehegatten 

Zur Reduzierung der Fahrzeiten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte der Ehefrau zogen Eheleute in ein 

Einfamilienhaus nahe der Arbeitsstätte der Ehefrau um. Für den Ehemann verlängerte sich die Fahrzeit zu seiner 

Arbeitsstätte erheblich. Das Finanzamt saldierte die Fahrzeitverkürzung der Ehefrau mit der Fahrzeitverlängerung 

des Ehemanns und gelangte zu der Ansicht, dass der Umzug der Eheleute nicht beruflich bedingt war. Die 

Umzugsaufwendungen ließ es nicht zum Abzug zu. 

Der Bundesfinanzhof lehnte die Saldierung der Fahrzeitveränderungen ab. Jeder Ehegatte erzielt für sich Einkünfte, 

wenn er in seiner Person den Tatbestand der Einkünfteerzielung verwirklicht. Da sich die Fahrzeit für die Ehefrau um 

mindestens eine Stunde täglich verringert hatte, war der Umzug nahezu ausschließlich beruflich bedingt. Private 

Gründe spielten allenfalls eine untergeordnete Rolle. Die Umzugsaufwendungen wurden deshalb als 

Werbungskosten der Ehefrau anerkannt. 
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Verpflegungspauschale: Rechtsanspruch auf Berücksichtigung bei beruflicher 

Auswärtstätigkeit 

Das steuerliche Reisekostenrecht wurde ab 1996 neu geregelt. Bis dahin waren neben den Pauschalen auch die 

einzeln nachgewiesenen Aufwendungen abzugsfähig. Bei Berücksichtigung der Pauschalen musste zusätzlich 

geprüft werden, ob deren Ansatz nicht zu einer offensichtlich unzutreffenden Besteuerung führte. 

Diese Prüfung ist nach Ansicht des Bundesfinanzhofs auf Grund der Neuregelung ab 1996 nicht mehr vorzunehmen. 

Auf die Berücksichtigung der gesetzlichen Pauschbeträge besteht ein Rechtsanspruch, soweit diese anlässlich einer 

steuerlich anzuerkennenden beruflichen Auswärtstätigkeit geltend gemacht werden. 

Dauerschulden bei kurzfristiger Tilgung und Neugewährung 

Die in der Praxis oftmals anzutreffende Behandlung von Krediten durch Tilgung kurz vor dem Jahresende und 

Neuaufnahme zu Beginn des nächsten Jahrs war Gegenstand einer Entscheidung des Finanzgerichts Hamburg. Die 

Gesellschafter einer im Baustoffbereich tätigen GmbH gewährten der Gesellschaft verschiedene, zeitlich nicht 

befristete Darlehen. Die Darlehensverträge waren gleich lautend formuliert. Die Kredite wurden jeweils kurz vor den 

Bilanzstichtagen von der Gesellschaft zurückgezahlt und zu Beginn des folgenden Wirtschaftsjahrs neu 

aufgenommen. Die Geschäftsführung begründete diese Vorgehensweise mit einem saisonal schwankenden 

Kreditbedarf im Baustoffbereich. 

Das Gericht sah diese Kredite als Dauerschulden im Sinne des Gewerbesteuerrechts an und rechnete die 

Dauerschuldentgelte hälftig dem Gewinn der Gesellschaft hinzu. Das Argument der saisonalen Kreditbedürftigkeit 

erkannte das Gericht nicht an. Die Qualifikation als Dauerschuld sei bei Krediten mit einer Laufzeit von unter zwölf 

Monaten nach einer Gesamtwürdigung im Einzelfall zu beurteilen. Eine nur kurzfristige Abdeckung von 

Verbindlichkeiten ändere den Charakter einer Dauerschuld grundsätzlich nicht. Daher kann eine mehrjährige, jeweils 

mit kurzem Abstand hintereinander erfolgte Kreditaufnahme von den selben Kreditgebern zu gleichen Konditionen 

als eine einheitliche längerfristige Kreditgewährung zur Stärkung des Betriebskapitals angesehen werden. Für die 

Beurteilung, ob eine Verstärkung des Betriebskapitals vorlag, war es unerheblich, ob ein konkreter Mittelbedarf 

bestand, und ob die Mittelzuführung notwendig oder zweckmäßig war. Das Vorhandensein ausreichender 

Finanzmittel zur Tilgung von Verbindlichkeiten schließt eine Stärkung des Betriebskapitals ebenfalls nicht aus. 

Rentenversicherungspflicht von Gesellschafter-Geschäftsführern 

Das vom Bundestag verabschiedete Haushaltsbegleitgesetz, dem der Bundesrat in seiner Sitzung am 16.6.2006 

zugestimmt hat, enthält auch eine Neuregelung zur Rentenversicherungspflicht von Gesellschafter-Geschäftsführern. 

Danach ist bei Gesellschaftern, die als selbstständig Tätige gelten (z. B. Allein- oder Mehrheitsgesellschafter), für die 

Beurteilung etwaiger Versicherungspflicht darauf abzustellen, ob die Gesellschaft nur einen Auftraggeber hat. 

Maßgeblich sind also die (Außen-)Verhältnisse der Gesellschaft, so dass als Auftraggeber des Gesellschafters nicht 

die Gesellschaft selbst gelten kann, sondern nur die Auftraggeber, für die die Gesellschaft im Außenverhältnis tätig 

wird. 

Außerdem wurde klargestellt, dass für den Ausschluss der Versicherungspflicht die Beschäftigung von 

sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmern durch die Gesellschaft entscheidend ist. 

Der Gesetzgeber reagierte mit der Neuregelung auf ein Aufsehen erregendes Urteil des Bundessozialgerichts, in 

dem bei der Beurteilung der Rentenversicherungspflicht auf das Innenverhältnis zwischen Gesellschafter und 

Gesellschaft abgestellt worden war. 

Durch eine Übergangsvorschrift wird sichergestellt, dass die vorgenommene Klarstellung auch für in der 

Vergangenheit liegende Fälle zu beachten ist. 

Unentgeltliche Grundstücksübertragung zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben 

unterliegt Grunderwerbsteuer 

Überträgt ein Träger öffentlicher Verwaltung unentgeltlich ein Grundstück, liegt nach Auffassung des 

Bundesfinanzhofs regelmäßig keine Schenkung vor. Träger öffentlicher Verwaltung handeln im Allgemeinen in 

Wahrnehmung der ihnen obliegenden Aufgaben und damit nicht freigebig. Die Übertragung unterliegt, da sie nicht 

unter das Schenkungsteuergesetz fällt, der Grunderwerbsteuer. Die Grunderwerbsteuerpflicht tritt auch dann ein, 

wenn ein Hoheitsträger, z. B. ein Landkreis, ein Grundstück auf eine GmbH überträgt, deren alleiniger Gesellschafter 

er ist. 

Neue Förderung nach Investitionszulagengesetz 2007 - Teil I 

Die wirtschaftliche Förderung von Investitionen in den neuen Ländern und Berlin nach dem 

Investitionszulagengesetz 2005 läuft zum Ende des Jahres 2006 aus. Da eine Förderung weiterhin erforderlich ist, 

soll eine Nachfolgeregelung in Gestalt des Investitionszulagengesetzes 2007 geschaffen werden, die auch geänderte 

europäische Beihilfeleitlinien berücksichtigt. 

Folgende Änderungen ergeben sich gegenüber dem Investitionszulagengesetz 2005: 

 Bestimmte Teile des Landes Berlin gehören für Investitionen nach dem 31. Dezember 2006 nicht mehr zum 

Fördergebiet. Die entsprechende Fördergebietskarte 2007-2013 liegt aber noch nicht vor. 
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 Die Verbleibensfrist von grundsätzlich fünf Jahren beginnt erst mit Abschluss der Erstinvestition, also mit der 

letzten Investition des gesamten Vorhabens. 

 Der Bindungszeitraum beträgt statt fünf Jahren nur drei Jahre, wenn die Wirtschaftsgüter in einem kleinen oder 

mittleren Unternehmen verbleiben und die Größenmerkmale zu Beginn des Erstinvestitionsvorhabens erfüllt sind. 

 Das Beherbergungsgewerbe wird als neuer begünstigter Wirtschaftszweig aufgenommen. Dazu gehören Hotels, 

Jugendherbergen und Hütten sowie Campingplätze und Erholungs- und Ferienheime. Nicht begünstigt sind 

private Unterkünfte und selbstständige Restaurationsbetriebe sowie sonstige Tourismuseinrichtungen. 

 Die nutzungsweise Überlassung von Wirtschaftsgütern, z. B. Leasing, ist nicht mehr förderfähig, es sei denn, der 

Nutzer gehört zur gleichen Unternehmensgruppe. 

 Zu den Erstinvestitionen gehört auch die Einführung einer neuen Produktlinie in einer Betriebsstätte. 

Neue Förderung nach Investitionszulagengesetz 2007 - Teil II 

Zeitlicher Rahmen: 

 Förderfähig sind nur Investitionen, die nach dem Tag der Verkündung des Gesetzes bis zum 31.12.2006 sowie in 

der Zeit vom 1.1.2007 bis 31.12.2009 begonnen und nach dem 31.12.2006 und vor dem 1.1.2010 abgeschlossen 

wurden. 

 Ein Erstinvestitionsvorhaben ist begonnen, wenn mit der ersten hierzu gehörenden Einzelinvestition begonnen 

wurde. 

 Die Investition ist begonnen, wenn das Wirtschaftsgut bestellt oder seine Herstellung begonnen wurde. 

 Die Investition ist abgeschlossen, wenn das Wirtschaftsgut angeschafft oder hergestellt wurde. 

 Bei Gebäuden beginnt die Investition mit Abschluss des Vertrags über ihre Anschaffung oder im Fall der 

Herstellung mit dem Abschluss eines Herstellungsvertrags oder der Aufnahme von Bauarbeiten. 

Bemessungsgrundlage: 

 Die Investitionszulage wird nach der Summe der Anschaffungs- oder Herstellungskosten der begünstigten 

Investition bemessen. Förderfähig sind auch geleistete Anzahlungen oder Teilherstellungskosten. 

Zulagenhöhe: 

 Die Investitionszulage beträgt grundsätzlich 12,5 % der Bemessungsgrundlage. Sie erhöht sich auf 15 %, wenn 

es sich um Investitionen in Randgebieten handelt. 

 Werden mit der Investition kleine und mittlere Unternehmen gefördert, erhöht sich die Zulage auf 25 % und auf 

27,5 % für kleine und mittlere Unternehmen in Randgebieten. 

 Eine Ausnahme gilt für große Investitionen kleiner und mittlerer Unternehmen in Berlin. Hier erhöht sich die 

Zulage nur auf 15 %. 

 Kleine und mittlere Unternehmen sind dabei nach der Definition der Europäischen Union solche, die weniger als 

250 Personen beschäftigen und einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. € oder eine Jahresbilanzsumme von 

höchstens 43 Mio. € haben. 

Verfahren: 

 Der Antrag auf Investitionszulage ist nach amtlichem Vordruck bei dem für die Einkommen- oder 

Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamt zu stellen und eigenhändig zu unterschreiben. 

 Die Investitionen sind nachprüfbar zu beschreiben. 

 Die Investitionszulage wird erst nach Ablauf des Wirtschafts- oder Kalenderjahrs festgesetzt. Sie führt nicht zu 

steuerbaren Einkünften und mindert nicht die steuerlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 

Neues Wirtschaftsgut trotz Verwendung gebrauchter Teile 

Die Herstellung eines neuen Wirtschaftsguts setzt im Regelfall die Verwendung ausschließlich neuer, d. h. 

ungebrauchter Teile voraus. Werden auch gebrauchte Teile verwendet, ist ihr Einsatz insoweit unschädlich, als die 

neuen Teile prägend für das Gesamtbild des neu geschaffenen Wirtschaftsguts sind. Der Wert der verwendeten 

Altteile darf allerdings nur von untergeordneter Bedeutung sein. Der Grenze liegt bei ca. 10 % des Gesamtwerts des 

neu geschaffenen Wirtschaftsguts. Bei der Berechnung ist zu beachten, dass neuwertige wieder verwendete 

Bauteile, die dem Standard neuer Bauteile entsprechen oder verschleißfrei und nicht von neuen Bauteilen zu 

unterscheiden sind, als neuwertig zu behandeln sind. 

Doch auch die Verwendung eines Anteils gebrauchter Teile von mehr als 10 % des gesamten Werts des neu 

hergestellten Wirtschaftsguts kann für den Anspruch auf eine Investitionszulage unschädlich sein. Dies ergibt sich 

aus einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs. 

Voraussetzung dafür ist allerdings, dass unter Verwirklichung einer neuen Idee ein andersartiges Wirtschaftsgut 

geschaffen wird. Dabei gehen die Anforderungen an die „neue Idee“ nicht so weit, dass es sich um eine patentfähige 

Erfindung oder weltweit neue Idee handeln muss. Ausreichend ist, wenn auf der Basis bekannter technischer 

Verfahren eine neue Anlage errichtet wird, die modernen technischen Anforderungen entspricht und einen Beitrag 

zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Betriebs leistet. 
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Private PKW-Nutzung durch Gesellschafter-Geschäftsführer keine verdeckte 

Gewinnausschüttung 

Der Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH nutzte deren PKW auch zu Privatfahrten, obwohl ihm dies in seinem 

Anstellungsvertrag untersagt worden war und deshalb eine Lohnversteuerung bei ihm unterblieb. Nach einer 

Außenprüfung berechnete das Finanzamt die private Nutzung entsprechend der 1-%-Regelung und setzte den 

errechneten Betrag zuzüglich Umsatzsteuer als verdeckte Gewinnausschüttung an. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat die PKW-Nutzung dagegen als Arbeitslohn angesehen und sich dabei auf 

eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs gestützt. 

Der Bundesfinanzhof muss nun nochmals entscheiden. 

Anforderungen an eine Mieterhöhung wegen Modernisierungsmaßnahmen 

Die Wirksamkeit einer Mieterhöhungserklärung des Vermieters wegen Modernisierungsmaßnahmen setzt neben der 

Neuberechnung der Miete auf Grundlage der entstandenen Kosten ebenfalls die Darstellung voraus, inwiefern die 

durchgeführte Maßnahme eine nachhaltige Energieeinsparung bewirkt. 

An diesen Anforderungen hatte das Kammergericht Berlin ein Mieterhöhungsverlangen zu messen. In seinem 

Ankündigungsschreiben hatte der Vermieter mitgeteilt, dass als Maßnahme zur Einsparung von Heizenergie ein 

80 mm Vollwärmeschutz an der Fassade angebracht werden sollte. Diese Information sah der Mieter als nicht 

ausreichend an für die geforderte Mieterhöhung. Nach Auffassung des Gerichts, das sich auf gefestigte 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs stützen konnte, bedarf es für eine wirksame Mieterhöhung jedoch nicht der 

Vorlage einer Wärmebedarfsberechnung. Maßgeblich ist nur, ob eine nachhaltige Energieeinsparung eintritt und 

nicht, in welchem Maß sich der Verbrauch der Heizenergie verringert. Nachhaltig ist eine Energieeinsparung schon 

dann, wenn überhaupt eine messbare Einsparung erzielt wird und diese dauerhaft ist. Es ist auch keine 

Mindestenergieeinsparung erforderlich. Mit den gegebenen Hinweisen auf die vorgesehene Maßnahme ist der Mieter 

in die Lage versetzt worden (gegebenenfalls unter Zuhilfenahme eines Fachmanns) zu beurteilen, ob diese eine 

nachhaltige Energieeinsparung bewirkt. 

Starrer Renovierungsplan im Gewerbemietrecht unzulässig 

Für Mietverträge über Wohnraum ist höchstrichterlich entschieden, dass eine Klausel unwirksam ist, die den Mieter 

ungeachtet des konkreten Zustands des Mietgegenstands in vertraglich festgelegten Zeiträumen zu 

Schönheitsreparaturen verpflichtet. Bei Mietverträgen über Gewerberäume wurde dies bislang anders gesehen. Dem 

ist das Oberlandesgericht Düsseldorf nun entgegengetreten. Das Gericht vertritt die Auffassung, dass bei der Frage 

der Renovierungspflicht die Schutzbedürftigkeit des gewerblichen Mieters mit der des Wohnraummieters vergleichbar 

ist. 

Ähnlich hatte der Bundesgerichtshof zuvor im Fall einer Vertragsklausel entschieden, die eine Endrenovierung neben 

einem starren Plan für Schönheitsreparaturen vorsah. Auch für das höchste Zivilgericht war kein Grund für eine 

Unterscheidung zwischen Wohn- und Geschäftsräumen ersichtlich. Die Unangemessenheit der Fristenregelung führt 

folglich zur Unwirksamkeit der Renovierungsverpflichtung. 

Begrenzung der Sozialversicherungsfreiheit von Sonn-, Feiertags- und 

Nachtzuschlägen 

Neben dem Grundlohn gezahlte Zuschläge für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit sind im 

Rahmen der gesetzlichen Höchstbeträge einkommensteuerfrei. Grundlohn ist der laufende Arbeitslohn, der dem 

Arbeitnehmer bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit für den jeweiligen Lohnzahlungszeitraum 

zusteht. Dieser Arbeitslohn ist in einen Stundenlohn umzurechnen und mit höchstens 50 € als Grundlohn für die 

Zuschläge anzusetzen. 

Für die Sozialversicherung wird dieser Grundlohn ab dem 1.7.2006 auf 25 € begrenzt. Der Zuschlag für Sonn-, 

Feiertags- und Nachtarbeit wird zukünftig sozialversicherungspflichtig, wenn der Bruttogrundlohn über 25 € pro 

Stunde liegt. Die Steuerfreiheit bleibt allerdings erhalten. 

Fälligkeit von Sozialversicherungsbeiträgen 

Am 1.1.2006 ist das so genannte Beitragsentlastungsgesetz in Kraft getreten. Danach sind die Fälligkeitsregelungen 

der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen 

worden. 

Daraus ergeben sich für 2006 folgende Termine: 

 

Fälligkeitstermine der Sozialversicherungsbeiträge 2006 

Juli August September Oktober November Dezember 

27.7. 29.8. 27.9. 26.10. 28.11. 27.12. 

 

Zur Vermeidung von Säumniszuschlägen bietet sich die Zahlung im Lastschriftverfahren an. 
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Die Krankenkassen möchten die Beitragsnachweise monatlich bereits eine Woche vor dem jeweiligen 

Fälligkeitstermin elektronisch übermittelt haben. Wird die Lohnbuchführung nicht im eigenen Unternehmen, sondern 

durch extern Beauftragte erledigt, muss deshalb beachtet werden, dass die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 

vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn der 

Fälligkeitstermin auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen (insbesondere Weihnachten) fällt. 

Minijobs: Erhöhung der Pauschalabgabe zum 1.7.2006 

Die pauschalen Arbeitgeberbeiträge für Mini-Jobber bis 400 € steigen ab dem 1.7.2006 von 25 auf 30 %. Das ist eine 

Folge des Haushaltsbegleitgesetzes 2006. 

Diese Anhebung bewirkt zwar keine Änderung des Nettolohns der Arbeitnehmer, wohl aber steigen die Arbeitskosten 

der Arbeitgeber. Der Bund will sich hierdurch von eigenen Zuschüssen für die Sozialkassen entlasten. 

Nicht betroffen von dieser Änderung sind die Abgaben für geringfügige Beschäftigungen in Privathaushalten. 

Auch für versicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigte mit einem monatlichen Verdienst von über 400 € bis 

800 € (Midi-Jobs) gelten vom 1.7.2006 an höhere Beitragssätze. Betroffen sind hier aber die Arbeitnehmeranteile. 

Abrechnung von Teilleistungen vor Erhöhung des Umsatzsteuersatzes 

Durch die Erhöhung des Umsatzsteuersatzes werden Endverbraucher und Unternehmer, die nicht zum 

Vorsteuerabzug berechtigt sind, besonders belastet. Aus diesem Grund werden diese bei Dauerleistungen sowie bei 

Bau- und Handwerkerleistungen auf Abrechnung von Teilleistungen drängen, um die höhere Belastung zu 

vermeiden. 

Für mögliche Teilleistungen, die um den Steuersatzwechsel herum erbracht werden sollen, empfiehlt es sich, vorab 

Entgeltvereinbarungen vertraglich festzulegen. 

Beispiel 1: 

EDV-Dienstleister S schließt mit dem Kunden A für die Zeit vom 1.8.2006 bis 31.7.2007 einen Vertrag über die 

Wartung der EDV-Anlage ab. Sie vereinbaren monatliche Ratenzahlungen. Für fünf Monate im Jahr 2006 ist der alte, 

für die sieben Monate im Jahr 2007 ist der neue Steuersatz zu berechnen. 

Würden S und A keine monatliche Ratenzahlung vereinbaren, wäre das Gesamtentgelt mit Ablauf des 

Wartungszeitraums im Juli 2007 mit dem neuen Steuersatz abzurechnen. 

Für Bauunternehmen und Handwerker gilt der Grundsatz, dass eine Leistung wirtschaftlich nur teilbar sein kann, 

wenn für bestimmte Teile der gesamten Leistung ein gesondertes Entgelt festgelegt werden kann. Die 

Finanzverwaltung greift dazu u. a. auf die Verträge, die Bauakten und auf die Leistungsverzeichnisse zurück. 

Beispiel 2: 

Bauunternehmer B erstellt für A ein Einfamilienhaus als Generalunternehmer. B und A haben vereinbart, dass nach 

Fertigstellung des Rohbaus eine erste Rate zu leisten ist. Der Rohbau wird am 22.12.2006 fertig und unterliegt noch 

dem alten Steuersatz. Das restliche Entgelt ist 2007 mit dem neuen Steuersatz abzurechnen. 

Beispiel 3: 

Dachdecker A hat den Auftrag, für den Kunden B einen Sturmschaden zu reparieren. A liefert am 30.12.2006 das 

Material und führt am 2.1.2007 die Reparatur durch. Gegenstand der Werklieferung ist die fertige Dachreparatur, die 

nicht in eine Materiallieferung und in eine Werkleistung aufgeteilt werden kann. Deshalb ist der neue Steuersatz auf 

das Gesamtentgelt zu berechnen. 

Hinweis: Es sollte schon jetzt mit dem Steuerberater abgestimmt werden, wie und welche Teilleistungen abgerechnet 

werden können, weil jeder Einzelfall gesondert zu betrachten ist. 

Belegnachweis für innergemeinschaftliche Leistungen nachholbar 

Ein Unternehmen des Kraftfahrzeughandels hatte dreizehn gebrauchte Kraftfahrzeuge nach Italien geliefert. Auf der 

Rechnung an den italienischen Abnehmer wies er keine Umsatzsteuer aus und brachte den Vermerk an, dass es 

sich um einen „Verkauf nach Art. 25a“ handelte. Die entsprechenden Belege für die Lieferung nach Italien und die 

Nachweise in der Buchführung lagen vor. Die Abnehmer in Italien wandten die Differenzbesteuerung nach 

italienischem Recht an. 

Nach einer Außenprüfung behandelte das Finanzamt die Lieferung als steuerpflichtigen Umsatz. Das Unternehmen 

berichtigte die Rechnung an den italienischen Abnehmer dahin gehend, dass es sich um eine steuerfreie 

innergemeinschaftliche Lieferung handelte. Das Finanzgericht erkannte diese nachträgliche Änderung nicht an und 

stellte den fehlenden Belegnachweis fest. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass der erforderliche Belegnachweis bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung 

vor dem Finanzgericht nachgeholt werden kann. Der Belegnachweis sei damit erbracht. Es komme nicht darauf an, 

ob der italienische Abnehmer die Besteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs tatsächlich durchgeführt hat. 

Erhöhtes Risiko bei Ausstellen von Gefälligkeitsrechnungen 

Wegen der hohen Steuerausfälle verstärkt die Finanzverwaltung ihre Aktivitäten zur Bekämpfung des 

Umsatzsteuerbetrugs. Handwerker, Getränkehändler, Zulieferer der Gastronomie u. a. stellen oftmals 

Gefälligkeitsrechnungen aus, um den Auftrag nicht zu verlieren. Selbst dann, wenn sie die Einnahmen aus den 
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Geschäften richtig buchen, können sie sich strafbar machen. Bei vorsätzlichem Handeln kann der Tatbestand der 

Beihilfe zur Steuerhinterziehung erfüllt sein, so dass der Unternehmer ggf. sogar für die Steuerschulden des Kunden 

haftbar gemacht werden kann. 

Der Bundesfinanzhof hat die Haftung eines Kaufmanns für Steuerschulden eines seiner Kunden bestätigt, weil der 

Kaufmann diesem neben den normalen Rechnungen auch Waren ohne Rechnung gegen Barzahlung verkauft hatte, 

obwohl ihm bekannt war, dass der Kunde die Einnahmen aus dem Verkauf der „Waren ohne Rechnung“ nicht 

versteuerte. Bei einer Außenprüfung bei dem Kunden stellte das Finanzamt Manipulationen an der Kasse fest, was 

zu einer erheblichen Steuernachzahlung führte. 

Da der tatsächliche Steuerhinterzieher insolvent war, musste der Kaufmann einen Teil dessen Steuern zahlen. 

Gesamtschuldnerische Haftung für Umsatzsteuerzahlung im 

Umsatzsteuerkarussell 

Die Finanzverwaltung darf Unternehmer für die Umsatzsteuerzahlung aus vorangegangenen Umsätzen in Haftung 

nehmen, wenn diese wussten oder für sie hinreichende Verdachtsgründe dafür bestanden, dass die Umsatzsteuer 

nicht bezahlt werden sollte. Die entsprechende Vorschrift im deutschen Umsatzsteuergesetz ist mit dem 

Europäischen Gemeinschaftsrecht vereinbar. 

Dies ergibt sich aus einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs zu einer vergleichbaren Regelung im 

britischen Umsatzsteuerrecht. Ein hinreichender Verdachtsgrund liegt insbesondere dann vor, wenn der in Rechnung 

gestellte Preis für die Ware unter dem marktüblichen Preis liegt. Der Unternehmer haftet allerdings nicht, wenn er 

nachweisen kann, dass die Preisgestaltung betriebswirtschaftlich sinnvoll ist. 

Handlungsmaßnahmen auf Grund Erhöhung des Umsatzsteuersatzes 

Die Erhöhung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes von 16 auf 19 % zum 1.1.2007 betrifft 

 Lieferungen, wenn dem Empfänger die Verfügungsmacht nach dem 31.12.2006, 24 Uhr, verschafft wird, 

 Leistungen, wenn die Leistung nach dem 31.12.2006, 24 Uhr, beendet wird. 

Es kommt also nicht darauf an, wann die Rechnung geschrieben oder das Entgelt vereinnahmt wird. 

Beispiel: 

Getränkehändler A liefert am 31.12.2006, 22 Uhr, Champagner an das Restaurant B, schreibt aber erst am 4.1.2007 

die Rechnung. Da die Lieferung am 31.12.2006 erbracht worden ist, unterliegt sie noch dem alten Steuersatz von 

16 %. 

Bei langfristigen Verträgen (sog. Altverträgen), die vor dem 1.9.2006 geschlossen worden sind, kann der leistende 

Unternehmer den höheren Steuersatz vom Kunden fordern. Voraussetzung ist allerdings, dass das Recht zur 

Nachforderung nicht ausdrücklich ausgeschlossen worden ist. 

Deshalb wird grundsätzlich empfohlen, in Verträgen das Entgelt „zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer“ zu 

vereinbaren, weil dann alle Steuersatzerhöhungen automatisch mit einbezogen werden. 

Umsatzsteuerfreiheit der Vermietung von Fahrzeugabstellplätzen im 

Zusammenhang mit der Wohnraumvermietung 

Entgelte aus der Vermietung von Fahrzeugabstellplätzen unterliegen (anders als Entgelte für eine 

Wohnraumüberlassung) grundsätzlich der Umsatzsteuer. Etwas Anderes gilt nur dann, wenn die Vermietung eines 

Fahrzeugabstellplatzes so eng mit der steuerfreien Wohnraumvermietung verbunden ist, dass sie einen einheitlichen 

wirtschaftlichen Vorgang darstellt. 

Ob es sich um eine einheitliche Vermietung handelt, ist nach Auffassung des Bundesfinanzhofs jeweils nach den 

Umständen des Einzelfalls zu entscheiden. Wichtiges Indiz für eine einheitliche Vermietung ist z. B. die Vermietung 

des Fahrzeugabstellplatzes an den Wohnungsmieter. 

Liegt eine einheitliche Vermietung vor, ist das gesamte Entgelt steuerfrei. Dies hat zur Folge, dass der Vermieter die 

Umsatzsteuer, die im Zusammenhang mit dem Fahrzeugabstellplatz anfällt, z. B. für dessen Erstellung, nicht als 

Vorsteuer abziehen kann. 

Verwertung von Sicherungsgut und Umsatzsteuer 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Verwertung von zur Sicherheit übereigneten Gegenständen durch 

den Sicherungsgeber für Rechnung des Sicherungsnehmers zu einem sog. „Dreifachumsatz“ führt. Es kommt zu 

drei Lieferungen: des Sicherungsgebers an den Sicherungsnehmer, vom Sicherungsnehmer zurück an den 

Sicherungsgeber und vom Sicherungsgeber an den Erwerber. Der Bundesfinanzhof hat damit die Auffassung der 

Finanzverwaltung abgelehnt, dass der Gegenstand vom Sicherungsnehmer an den Erwerber geliefert werde. Damit 

der Erwerber die Umsatzsteuer als Vorsteuer abziehen kann, muss er deshalb eine Rechnung erhalten, die den 

Sicherungsgeber als leistenden Unternehmer ausweist. Die Lieferung des Gegenstands erfolgt jedenfalls dann für 

Rechnung des Sicherungsnehmers, wenn dieser den Verkaufserlös erhält. 

Vorteil der neuen Rechtsprechung ist, dass dem Erwerber gegenüber nicht offenbart werden muss, dass es sich um 

die Verwertung von zur Sicherheit übereigneten Gegenständen handelt, was häufig zu einem Preisabschlag führen 

würde. 
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Beispiel: 

Unternehmer A übereignet zur Besicherung eines Kredits von 150.000 € einen Lkw an die Bank B. Nachdem der 

Kredit notleidend geworden ist, veräußert A mit Zustimmung der B den Lkw an den Unternehmer C für 100.000 € 

zuzüglich 16 % Umsatzsteuer. B erhält den Verkaufserlös, entweder direkt von C oder von A. 

B schuldet auf Grund einer gesetzlich vorgesehenen Verlagerung der Umsatzsteuerschuldnerschaft bei der Lieferung 

sicherungsübereigneter Gegenstände die Umsatzsteuer aus der fingierten Lieferung von A an sie, hat aber einen 

entsprechenden Vorsteuerabzug. Des Weiteren schuldet B die Umsatzsteuer aus der zweiten Lieferung des Lkw 

zurück an A. A schuldet die Umsatzsteuer aus seiner Lieferung an C, kann aber die Vorsteuer aus der Lieferung 

von B an ihn abziehen. C kann die ihm von A in Rechnung gestellte Umsatzsteuer ebenfalls als Vorsteuer abziehen. 

Im Ergebnis zahlt B einmal die Umsatzsteuer. Dies ist wirtschaftlich vernünftig, da sie den Verkaufserlös 

einschließlich Umsatzsteuer erhält. 

Ausgleichsanspruch des Wohnungseigentümers für Mängelbeseitigungskosten 

am Gemeinschaftseigentum 

Bei der Errichtung einer Wohnungseigentumsanlage war das Vertragswerk für das Bauvorhaben so ausgestaltet, 

dass sowohl die Erwerber als auch eine Treuhandgesellschaft, die die Objekte an Interessenten vermittelte, 

gemeinsam eine Bauherrengemeinschaft bildeten. Die Treuhandgesellschaft selbst behielt einzelne Wohnungen 

zurück, die sie erst nach Fertigstellung des Objekts veräußerte. Wegen Mängeln am Gemeinschaftseigentum 

nahmen die „späteren“ Erwerber die Treuhandgesellschaft auf Erstattung der Mängelbeseitigungskosten in 

Anspruch. Diese wiederum verlangte einen Ausgleich von den übrigen Miteigentümern. 

Das Oberlandesgericht Düsseldorf gab der Treuhandgesellschaft Recht und billigte der klagenden Gesellschaft einen 

anteiligen Erstattungsanspruch für die von ihr geleisteten Zahlungen an die neuen Erwerber zu. Zwischen den 

ursprünglichen (Mit-) Bauherren bestand durch die ursprüngliche Vertragsgestaltung eine 

Wohnungseigentümergemeinschaft. Das Wohnungseigentumsgesetz lässt die Begründung von Wohnungseigentum 

auf einem Grundstück auch dann zu, wenn das Gebäude noch zu errichten ist. Der Ausgleichsanspruch für die 

Beseitigung der Mängel am Gemeinschaftseigentum richtet sich gegen diejenigen Wohnungseigentümer, die dies 

bereits zum Zeitpunkt der Anspruchsentstehung waren. 

Rundfunkgebühr für Internet-PCs ab 1.1.2007 

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass Internet-PCs zum Empfang von Rundfunksendungen geeignet sind. 

Auf Grund einer Übergangsregelung mussten Rundfunkgebühren bislang allerdings nur für solche Internet-PCs 

entrichtet werden, die mit einer TV-/ Radio-Karte ausgestattet sind. 

Nach Auslaufen dieser Übergangsregelung sind ab 1.1.2007 auch Internet-PCs ohne TV-/ Radio-Karte grundsätzlich 

gebührenpflichtig. Unabhängig von der Anzahl der Internet-PCs in einem Unternehmen soll allerdings nur eine 

Gebühr anfallen. Darüber hinaus gilt eine Befreiung für Zweitgeräte. Hat ein Unternehmen also schon ein TV-Gerät 

bei der GEZ angemeldet, fällt keine weitere Gebühr für die im Unternehmen befindlichen Internet-PCs an. Ist noch 

kein TV-Gerät im Unternehmen angemeldet, muss für Internet-PCs insgesamt eine TV-Gebühr bezahlt werden. Dies 

sind zurzeit 17,03 € im Monat beziehungsweise 204,36 € im Jahr. 

Gegen diese Rundfunkgebührenpflicht für Internet-PCs ist seit dem 31.3.2006 eine Verfassungsbeschwerde beim 

Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe anhängig. 

Pflichten eines Vermittlers von ungewöhnlichen Anlagegeschäften 

Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung muss der Vermittler von ungewöhnlichen Anlagegeschäften, die 

mit besonderen, über das übliche Maß hinausgehenden Risiken behaftet sind, seine Kunden über die 

wirtschaftlichen Zusammenhänge und Risiken des Geschäfts aufklären. Diese Grundsätze gelten sowohl für 

Börsentermingeschäfte als auch für die Vermittlung von hochspekulativen Aktien. 

In einem vom Oberlandesgericht Düsseldorf entschiedenen Fall meinte der beklagte Anlagevermittler, mit einem 

englischsprachigen Prospekt seine Aufklärungspflicht erfüllt zu haben. Das Gericht folgte dieser Auffassung nicht und 

gab der Klage auf Schadensersatz statt. Es begründete seine Entscheidung damit, dass der Anlagevermittler weder 

nachweisen konnte, dass der Verkaufsprospekt vor Abschluss des Anlagegeschäfts dem Anleger zugegangen war, 

noch im Verfahren vorgetragen hatte, dass in dem Verkaufsprospekt alle erforderlichen Hinweise auf Risiken 

enthalten waren. Außerdem könne bei einem in englischer Sprache abgefassten Verkaufsprospekt zumindest bei 

einem Durchschnittskunden nicht von einer ordnungsgemäßen schriftlichen Aufklärung ausgegangen werden. 

Umfang der Zustimmungsbedürftigkeit von rechtsgeschäftlichen Verfügungen 

eines Ehegatten 

Ein Ehegatte kann sich nur mit Einwilligung des anderen Ehegatten verpflichten, über sein Vermögen im Ganzen zu 

verfügen. Hat er sich ohne Zustimmung des anderen Ehegatten verpflichtet, so kann er die Verpflichtung nur erfüllen, 

wenn der andere Ehegatte einwilligt. 

Nach einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs betrifft diese Beschränkung nur rechtsgeschäftliche Verfügungen 

von Ehegatten, die im gesetzlichen Güterstand leben. Maßnahmen der Zwangsvollstreckung in einen wesentlichen 

Vermögensteil bedürfen keiner Zustimmung des anderen Ehegatten. 


